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Der Bundestag hat den vofbezeichneten Gesetzentwurf in seiner 
92. Sitzung am 18. Oktober 1950 in erster Lesung behandelt und 
nach Einbringung durch den Herrn Bundesminister der Vertriebe- 
nen, Dr. Lukaschek, ohne Aussprache an den Ausschuß für Rechts- 
wesen und Verfassungsrecht sowie an den Ausschuß für Heimatver- 
triebene, wobei der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
als der federführende Ausschuß bezeichnet wurde, überwiesen. 

Der Ausschuß verhandelte in seiner 84. Sitzung am 17. Januar 1951 
über das Gesetz. Nach einer Darlegung der Sach- und Rechtslage, 
aus der sich die Notwendigkeit zum Erlaß des Gesetzes ergibt, einer 
Betrachtung der Gesetze Nr. 13 und 23 der Alliierten Hohen Kom- 
mission und einem Vergleich des Entwurfs mit dem Entwurf einer 
internationalen Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
wie er als Ergebnis der Beschlußfassung eines Unterausschusses des 
Wirtschafts- und Sozialrats der Vereinten Nationen vom 17. Fe- 
bruar 1950 vorliegt, sowie einer Betrachtung des Gesetzes unter den 
Gesichtspunkten des deutschen Gerichtsverfassungsgesetzes und der 
deutschen Prozeßordnungen sowie des Bundesstaatsrechts in bezug 
auf das Schulwesen, beauftragte der Ausschuß einen Unterausschuß 
mit der Einzelberatung. 

An den Verhandlungen des Unterausschusses haben Vertreter des 
Bundesministeriums für Vertriebene, des Innern, der Justiz und der 
Finanzen sowie Vertreter der Länder einschließlich der Stadt Berlin 
teilgenommen. Dem Unterausschuß lagen folgende Materialien vor: 

1. Bericht des ad hoc-Ausschusses für Staatenlosigkeit und ver- 
wandte Probleme — Dokument Allgemeines E/1618 — ein- 
schließlich des Wordauts des vorgeschlagenen Entwurfs einer 
Konvention über die rechtliche Stellung der Flüchtlinge, der 
Kommentare zu dem Konventionsentwurf, dem Wortlaut 
des Protokollentwurfs und der Kommentare zu dem Pro- 
tokollentwurf. 

(In englischer und deutscher Sprache.) 
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2. Mitteilung des amerikanischen Presseverbindungsbüros Nr. 
577 vom 30. Januar 1951 betr, Unterstellung verschleppter 
Personen unter die deutsche Gerichtsbarkeit. 

3. Eingabe des estnischen, litauischen, ungarischen, russischen, 
weißruthenischen, lettischen, polnischen, ukrainischen, 
tschechoslowakischen und jugoslawischen Nationalkomitees 
an das Präsidium des Bundesrats vom 29. August 1950 betr. 
die gesetzliche Regelung der rechtlichen Lage der in 
Deutschland verbleibenden heimatlosen Ausländer, ein- 
schließlich eines Gesetzentwurfs. 

4. Eingabe der Relief Society for Poles, Ltd., London, Dele- 
gation in Germany, Oerlinghausen, vom 22. Juni 1950 
betr. Memorandum über die Zulassung polnischer Juristen 
als Vertreter der polnischen DP’s vor deutschen Gerichten. 

5. ein aus polnischer Quelle stammendes gedrucktes Memoran- 
dum über Wiedergutmachungsansprüche der polnischen 
Opfer des Naziterrors. 

Am 16. Januar 1951 verhandelte der Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht über die Vorschläge des Unterausschusses, die in 
zwei Sitzungen am 2. und 7. Februar 1951 augearbeitet worden 
waren. Er nahm dabei folgende Vorschläge in Gesetzesform an: 

a) Um eine einheitliche Rechtssprache zu schaffen, soll im § 1 
Absatz 1 Buchstabe c, im § 2 und im § 7 das Wort „Bundes- 
gebiet“ durch die Worte „Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes“ ersetzt werden. 

b) Um das Gesetz auf Berlin (West) auszudehnen, soll im § 1 
Absatz 1 Buchstabe c hinter den Worten „im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes“ eingefügt werden „oder in Ber- 
lin (West)“. 

Zu demselben Zweck soll die gleiche Einfügung an allen ent- 
sprechenden Stellen des Gesetzes vorgenommen werden. 

c) In Anwendung der Technik des Bundesversorgungsgesetzes 
soll folgender § 26 a eingefügt werden: 

4 26 a 

Die Anwendung dieses Gesetzes auf heimatlose Auslän- 
der, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in 
Berlin (West) haben oder hatten, ist davon abhängig, 
daß Berlin (West) eine gleichartige gesetzliche Regelung 
trifft und die Verpflichtungen übernimmt, die nach 
diesem Gesetz den Landern obliegen.“ 

d) Zu § 4 schien die Klärung der Frage notwendig, ob zur 
Unterstellung der heimatlosen Ausländer unter das deutsche 
Polizeirecht und die deutsche Gerichtsbarkeit ein besonderer 
Akt der Alliierten Hohen Kommission notwendig sei. 

Es wurde darauf hingewiesen, daß nach Artikel 7 Ziffer 1 
des Gesetzes Nr. 13 der Alliierten Hohen Kommission diese 
Ausländer der deutschen Gerichtsbarkeit zu entziehen 
vermag. Vertreter der Bundesregierung führten jedoch aus, 
daß der amerikanische Hohe Kommissar bereits auf dieses 
Recht verzichtet habe (siehe unter 2.), die Vorschrift im 
französischen Besatzungsgebict nicht praktisch sei und der 
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britische Hohe Kommissar durch eine schriftliche Erklä- 
rung des Flüchtlingsausschusses der Alliierten Hohen Kom- 
mission, die namens der britischen Vorsitzenden von einem 
Vertreter des Hohen Kommissars des Vereinigten König- 
reichs am 27. Januar 1951 wie folgt abgegeben worden ist: 

„Die Mitglieder des Unterausschusses für Flüchtlinge 
und DP’s werden etwas ängstlich über die Verzögerung, 
die in der Behandlung des Bundesgesetz-Entwurfs über 
den Rechtsstand der Restgruppe von DP’s eingetreten 
Ist. Ich möchte Ihr Schreiben an den Innenminister vom 
21. Juli 1950 ins Gedächtnis zurückrufen, in welchem 
Sie die Aufmerksamkeit auf die Tatsache lenkten, daß 
die Alliierte Hohe Kommission große Bedeutung der 
raschen Unterbreitung dieses Gesetzes an den Bundesrat 
beilegt. 

Ich weiß, daß das Gesetz die Zustimmung des Bundesrats 
bereits gefunden hat und daß es jetzt für einige Zeit Im 
Ausschuß-Stadium des Bundestags gewesen ist. Ich bin 
sicher, daß Sie einsehen werden, daß nun über 6 Monate 
vergangen sind, seit die Restgruppe der DP’s In die 
finanzielle und verwaltungsmäßige Verantwortlichkeit 
der Bundesregierung übergeleitet worden ist. Wie Sie 
wissen, verhandeln wir nun mit der Bundesregierung 
über den Verzicht auf gewisse vorbehaltene Befugnisse 
nach dem Besatzungsstatut und daß eine der Bedingun- 
gen für den Verzicht auf diese Befugnisse nach Abschnitt 
2 (d) die Verkündigung eines Bundesgesetzes Ist, das den 
Rechtsstand der Restgruppe von DP’s bestimmt. 

Der Unterausschuß hat mich gebeten. Ihnen zu schrei- 
ben, und Ihre aktive Mitwirkung bei der Beschleunigung 
des Durchgangs dieses Gesetzes durch den Bundestag zu 
fordern. Inzwischen wäre ich sehr dankbar für Irgend- 
eine Information, die Sie mir über den Gang dieses Ge- 
setzes im Bundesgebiet geben könnten." 

gebunden sei. 

Es wurde darauf hingewiesen, daß durch diese Erklärung 
Artikel 7 Ziffer 1 den Rechtsinhalt verloren habe. Dieser 
sei nur unter der Voraussetzung der Weitergeltung von 
Artikel 2 (d) des Besatzungsstatuts existent. 

e) In § 11 wurde der Wortlaut, entsprechend einem Wunsch 
verschiedener Eingaben heimatloser Ausländer, auch die 
Rechtsvorteile der deutschen Verwaltungsgerichtsbarkeit zu 
genießen, wie folgt geändert: 

„Im Verfahren vor allen deutschen Gerichten." 

f) Zu § 14 wurden staatsrechtliche Bedenken dagegen geltend 
gemacht, daß hier durch ein Bundesgesetz ein Eingriff in 
das Schulunterhaltungsrecht der Länder erfolgt. Um diese 
Bedenken zu zerstreuen, wurden die Worte „in gleicher 
Weise" in Satz 1 ersetzt durch die Worte „unter den glei- 
chen Bedingungen" und der nächste Satz wie folgt geändert: 

„Sie werden nach Maßgabe des Landesrechts am Ge- 
bührenerlaß und an den Mitteln zur Förderung Begab- 
ter beteiligt." 
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Zu § 14 Absatz 3 w urde ausführlich der Wunsch, cs möch- 
ten für die Kinder heimatloser Ausländer auch öffentliche 
Schulen errichtet werden, behandelt. Es konnte festgestellt 
werden, daß es ein besonderes Länderrecht für Minder- 
heitsvolksschulen für die Kinder von DP’s nicht gibt und 
der Bundesrat mit der vorgeschlagenen Regelung einver- 
standen ist. Außerdem wurde darauf hingewiesen, daß die 
Zahl der Kinder der in Deutschland verbliebenen heimat- 
losen Ausländer verhältnismäßig gering ist. So stellt zum 
Beispiel Berlin unter rund 2000 solcher Personen nur 43 
Kinder. Der Ausschuß sprach sich jedoch dafür aus, daß im 
Falle eines Bedürfnisses sinngemäß nach Artikel 5 der „Ord- 
nung zur Regelung des Schulwesens für die polnische Min- 
derheit wie sie durch einen Beschluß des Preußischen 
Staatsministeriums vom 31. August 1928 erfolgt ist, ver- 
fahren werden solle. 

g) Zu § 23 wurde darauf hingewiesen, daß die Befürchtung 
heimatloser Ausländer, es könne gegen sie ein Polizei- 
regime organisiert werden, grundlos ist, da gegen jeden Aus- 
weisungsbefehl der Rechtsweg offensteht und abweichend 
vom allgemeinen Verwaltungsstreitverfahren die Einlegung 
des Rechtsmittels die Aussetzung des Vollzuges der Aus- 
weisung bis zur Rechtskraft der verwaltungsgerichtlichen 
Entscheidung zur Folge hat. 

Diese Vorschrift wie zahlreiche andere Vorschriften über 
die Stellung der Ausländer im öffentlichen Recht, insbeson- 
dere im § 12 (Freizügigkeit), § 13 (Vereinigungsfreiheit), 
§ 15 (Anerkennung ausländischer Prüfungen), § 16 (Zulas- 
sung zur Ausübung freier Berufe), § 17 (Arbeitserlaubnis 
und Erlaubnis zur Eröffnung des Betriebes) gaben dem 
Ausschuß Gelegenheit darauf hinzuweisen, daß der deutsche 
Gesetzentwurf in vielen Punkten über die Mindestnormen 
der Konvention der Vereinten Nationen, wie sie seit der 
Einbringung des Gesetzentwurfs im Bundestag am 4. De- 
zember 1950 von der Generalversammlung angenommen 
worden ist, hinausgehe. Es wurde mitgeteilt, daß diese Tat- 
sache auch im Ausland anerkannt wird, der Gesetzentwurf 
bereits die Billigung der Alliierten Hohen Kommission ge- 
funden hat, und Wünsche, ihn zwecks Änderung des Be- 
satzungsstatuts in Artikel 2 (d) baldigst zu verabschieden, 
realisiert werden können. 

Der Ausschuß empfiehlt deshalb dem Bundestag, 

dem Gesetzentwurf in der aus der Anlage ersichtlichen 

Form die Zustimmung zu erteilen. 


Im Anschluß an die Beratungen des Gesetzentwurfs hat sich der 
Ausschuß mit der Frage des Verhältnisses Deutschlands zu der Kon- 
vention und mit der Frage der Stellung deutscher Staatsangehöriger 
im Ausland besJxv^ftigt. 

Der Ausschuß hält es für wichtig, die Bundesregierung zu ersuchen, 
der Konvention sobald wie möglich beizutreten. Er schlägt deshalb 
dem Bundestag folgende Entschließung vor: 
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Entschließung 


Der Bundestag wolle beschließen, 
die Bundesregierung zu ersuchen, 

1. der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge ge- 
mäß Artikel 34 Ziffer 1 beizutreten; 

2. in die mit dem internationalen Schutz der Flüchtlinge be- 
trauten Organe der Vereinten Nationen einzutreten; 

3. im Interesse der im Ausland lebenden Deutschen auf eine 
Erweiterung der Konvention gemäß dem Entschließungs- 
entwurf des Wirtschafts- und Sozialrats hinzuwirken sowie 
dabei die Vorschläge der französischen und dänischen Re- 
gierung zu berücksichtigen, 

Anmerkung; 

Die französischen Vorschläge beziehen sich auf Verbesserungen im Staatsangehörig- 
keitsrecht, die dänischen auf ebensolche im bürgerlichen Recht, insbesondere hinsicht- 
lich der Rechtsstellung von unehelichen Kindern. 

Da viele im Ausland lebende Deutsche, vor allem auch solche, die 
sich aus persönlichen Gründen noch in der Emigration befinden, 
rechtlich schlechter gestellt sind als die heimatlosen Ausländer in 
Deutschland, soll die Bundesregierung versuchen, deren Verhältnisse 
zu verbessern. Sobald die Konvention ratifiziert ist, wird die Mög- 
lichkeit bestehen, auf Grund der Mindestnormen der Konvention 
eine Ausführungs-, Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Recht- 
sprechungspraxis der Mitgliedstaaten herbeizuführen, durch die 
deutsche Staatsangehörige im Ausland eine wesentliche Verbesserung 
ihrer Verhältnisse erfahren. Zu diesem Zwecke möge der Bundestag 
die folgende Entschließung fassen: 

Entschließung 

Der Bundestag wolle beschließen, 
die Bundesregierung zu ersuchen, 

daß Deutschen, die sich im Ausland aufhalten, dieselbe Rechts- 
stellung eingeräumt wird, die heimatlose Ausländer im Bundes- 
gebiet nach Kapitel III des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet künftig besitzen 
werden. 

Insbesondere wird die Bundesregierung aufgefordert, sich dar- 
um zu bemühen, daß den im Ausland lebenden Deutschen 

die Freizügigkeit (§ 12), 
die Vereinigungsfreiheit (§ 13), 
die Anerkennung deutscher Prüfungen (§ 15), 
die Möglichkeit zur Ausübung freier Berufe (§ 16), 
die Arbeitserlaubnis und das Recht zur Ausübung eines 
Gewerbebetriebes (§ 17 Absätze 1 und 2) 

zugestanden wird. 

Weiter sollen die Rechte der im Ausland lebenden Deutschen, 
die sie aus Einrichtungen der deutschen Sozialversicherung be- 
sitzen, durch Abkommen mit anderen Staaten oder durch 
sonstige Maßnahmen garantiert werden. 
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Sobald der Hohe Kommissar für Flüchtlingsfragen der Ver- 
einten Nationen seine Tätigkeit in Deutschland aufgenommen 
hat, sollen die Ansprüche und Fragen aller im Ausland lebenden 
Deutschen, insbesondere die der noch in der Emigration be- 
findlichen, vor diese Behörde gebracht werden. 


Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Entwurf eines Gesetzes über die Rechtsstellung heimat- 
loser Ausländer 

— Nr. 1372 der Drucksachen — 

mit den aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach der Vor- 
lage, 

2. der Entschließung auf Seite 4 des Berichts, 

3. der Entschließung auf Seite 5 des Berichts 
zuzustimmen. 


Bonn, den 20. Februar 1951 


Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 


Dr. Laforet 

Vorsitzender 


Dr. Brill 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die 

Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet 
- Nr. 1372 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(23. Ausschuß) 


Entwurf 

§ 1 

(1) Heimatloser Ausländer im Sinne dieses Ge- 
setzes ist ein fremder Staatsangehöriger oder Staa- 
tenloser, der 

a) nachweist, daß er der Obhut der Internatio- 
nalen Organisation untersteht, die von den 
Vereinten Nationen mit der Betreuung ver- 
schleppter Personen und Flüchtlinge beauf- 
tragt ist, und 

b) nicht Deutscher hach Artikel 116 des Grund- 
gesetzes ist und 

c) am 30. Juni 1950 seinen Aufenthalt im 
Bundesgebiet hatte oder die Rechts- 
stellung eines heimatlosen Ausländers auf 
Grund der Bestimmungen des § 2 Absatz 3 
erwirbt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrats Rechtsverordnungen zu 
erlassen, durch die andere ausländische Flüchtlinge 
zur Vermeidung unbilliger Härten den In Absatz 1 
genannten Personen gleichgestellt werden. 

(3) Wer seine Staatsangehörigkeit von einem 
heimatlosen Ausländer ode'r einer ihm nach Absatz 2 
gleichgestellten Person ableitet, steht einem heimat- 
losen Ausländer im Sinne dieses Gesetzes gleich. 


Beschlüsse des 2 3. Ausschusses 
§ 1 

(1) unverändert bis auf 


c) am 30. Juni 1950 seinen Aufenthalt im 
Geltungsbereidi des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) hatte oder die Rechtsstellung 
eines heimatlosen Ausländers auf Grund der 
Bestimmungen des § 2 Absatz 3 erwirbt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 

§ 2 

(1) Ein heimatloser Ausländer verliert diese 
Rechtsstellung, wenn er nach dem 30. Juni 1950 eine 
neue Staatsangehörigkeit erwirbt oder seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Bundes- 
gebietes nimmt. 

(2) Hat ein heimatloser Ausländer seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Bundes- 
gebietes genommen, so kann er innerhalb 
zweier Jahre seit dem Zeitpunkt seiner Ausreise 
aus dem Bundesgebiet seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt In das Bundesgebiet zurück- 
verlegen. Mit der Rückkehr erlangt er wieder 
die Rechtsstellung eines heimatlosen Ausländers, 


(3) Ein fremder Staatsangehöriger oder Staaten- 
loser, der die Bestimmungen des § 1 Absatz la und b 
erfüllt, nach dem 1. Juli 1948 seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundesgebiet hatte und ihn 
danach außerhalb des Bundesgebietes ver- 
legt hat, erlangt die Rechtsstellung eines heimat- 
losen Ausländers, wenn er innerhalb von zwei 
Jahren seit dem Zeitpunkt seiner Ausreise aus dem 
Bundesgebiet rechtmäßig seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt in das Bundesgebiet 
zurückverlegt. 


§ 4 

(1) Heimatlose Ausländer sind den im Bun- 
desgebiet geltenden Gesetzen und Vorschrif- 
ten einschließlich der zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung ergriffenen Maßnahmen 
unterworfen. 

(2) Sie unterstehen der deutschen Gerichtsbarkeit, 

§ 7 

In den Fällen, in denen der Erwerb oder die Aus- 
übung eines Rechts von der Dauer des Aufenthalts 
im Bundesgebiet abhängig ist, ist die Zeit 
des Zwangsaufenthalts einer Person im Falle einer 
Verschleppung in der Zeit vom 1. September 1939 
bis zum 8, Mai 1945 anzurechnen, 

§ 11 

Im Zivilprozeß verfahren und dem 
Verfahren der freiwilligen Gerichts- 
barkeit sind heimatlose Ausländer den deut- 
schen Staatsangehörigen gleichgestellt. Sie ge- 


Beschlüsse des 2 3. Ausschusses 

§ 2 

(1) Ein heimatloser Ausländer verliert diese 
Rechtsstellung, wenn er nach dem 30. Juni 1950 eine 
neue Staatsangehörigkeit erwirbt oder seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Grundgesetzes oder von Berlin (West) 
nimmt. 

(2) Hat ein heimatloser Ausländer seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Grundgesetzes oder von Berlin (West) 
genommen, so kann er innerhalb zweier Jahre seit 
dem Zeitpunkt seiner Ausreise aus dem Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder aus Berlin (West) 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt in den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder nach Berlin (West) 
zurückverlegen. Mit der Rückkehr erlangt er wieder 
die Rechtsstellung eines heimatlosen Ausländers. 

(3) Ein fremder Staatsangehöriger oder Staaten- 
loser, der die Bestimmungen des § 1 Absatz 1 a und b 
erfüllt, nach dem 1. Juli 1948 seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) hatte und ihn danach außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes oder 
von Berlin (West) verlegt hat, erlangt die Rechts- 
stellung eines heimatlosen Ausländers, wenn er 
innerhalb von 2 Jahren seit dem Zeitpunkt seiner 
Ausreise aus dem Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder aus Berlin (West) rechtmäßig seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in den Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder nach Berlin 
(West) zurück verlegt. 

§ 4 

(1) Heimatlose Ausländer sind den im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
geltenden Gesetzen und Vorschriften einschließlldi 
der zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ord- 
nung ergriffenen Maßnahmen unterworfen. 

(2) unverändert 

§ 7 

In den Fällen, in denen der Erwerb oder die Aus- 
übung eines Rechts von der Dauer des Aufenthalts 
im Geltungsbereidi des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) abhängig ist, Ist die Zeit des Zwangs- 
aufenthalts einer Person im Falle einer Verschlep- 
pung in der Zeit vom 1. September 1939 bis zum 
8. Mai 1945 anzurechnen. 

§ 11 

Im Verfahren vor allen deutschen Gerichten sind 
heimatlose Ausländer den deutschen Staatsangehö- 
rigen gleichgestellt. Sie genießen unter den gleichen 
Bedingungen wie deutsche Staatsangehörige das 
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Entwurf 

nießen unter den gleichen Bedingungen wie 
deutsche Staatsangehörige das Armenrecht und 
sind von den besonderen Pflichten der Angehörigen 
fremder Staaten und der Staatenlosen zur Sicher- 
heitsleistung befreit. 

§ 14 

(1) Heimatlose Ausländer haben zu allen öffent- 
lichen Volksschulen, mittleren und höheren Lehr- 
anstalten sowie wissenschaftlichen Hochschulen und 
Kunsthochschulen in gleicher Weise Zu- 
tritt wie deutsche Staatsangehörige. Sie er- 
halten unter den gleichen Bedin- 
gungen wie diese Gebührenerlaß und 
sind zur Beteiligung an den Mitteln zur 
Förderung Begabter zugelassen. 

(2) Heimatlose Ausländer können Staatsprüfun- 
gen unter den gleichen Bedingungen ablegen wie 
deutsche Staatsangehörige. 

(3) Das Recht zur Errichtung von privaten Schu- 
len für heimatlose Ausländer wird nach Maßgabe 
des Artikels 7 Absätze 4 und 5 des Grundgesetzes 
gewährleistet. 


Beschlüsse des 2 3. Ausschusses 

Armenrecht und sind von den besonderen Pflichten 
der Angehörigen fremder Staaten und der Staaten- 
losen zur Sicherheitsleistung befreit. 


§ 14 

(1) Heimatlose Ausländer haben zu allen öffent- 
lichen Volksschulen, mittleren und höheren Lehr- 
anstalten sowie wissenschaftlichen Hochschulen und 
Kunsthochschulen unter den gleichen Bedingungen 
Zugang wie deutsche Staatsangehörige. Sie werden 
nach Maßgabe des Landesrechts am Gebührenerlaß 
und an den Mitteln zur Förderung Begabter 
beteiligt, 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 26 a 

Die Anwendung dieses Gesetzes auf heimatlose 
Ausländer, die ihren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt in Berlin (West) haben oder hatten, ist 
davon abhängig, daß Berlin (West) eine gleidiartige 
gesetzliche Regelung trifft und die Verpfliditungen 
übernimmt, die nach diesem Gesetz den Ländern 
obliegen. 
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